
  

Folgen des Braunkohlenbergbaus auf 
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1. Ein Werbeblock vorab 
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Öffentlichkeitsbeteiligung 
zu Bewirtschaftungsplan 

und Maßnahmenprogramm
Elbe-Einzugsgebiet

 2022-2027:

Stellungnahme der UGC
vom 22.06.2021 

+ 6 Anhänge
= ca. 100 Seiten



  

Anschauliche 
Zusammenfassung:

Februar 2022
28 Seiten



  

Auffüllung des 
Grundwasserdefizits

10-50 Jahre
(hoffentlich, je nach 
Wasserverfügbarkeit)

Austrag von Eisen und 
Sulfat

100 – 150 Jahre

Erhöhte Verdunstung der 
Tagebauseen, 
entsprechend weniger 
Wasser in Spree

Ewigkeitslast

Nach Ende der Kohleförderung eines 
Tagebaues dauert



  

2. Vollplanung nach 
Wasserrahmenrichtlinie fehlt 
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Ziel: Guter Zustand aller Gewässer bis 2015, bei 
zweimaliger Fristverlängerung spätestens 2027

Erfordernis der Vollplanung: Festlegung aller notwendigen 
Maßnahmen (auch bei Umsetzung nach 2027) im 

Maßnahmenprogrammm 2022-2027

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie



  

Strategisches 
Hintergrundpapier zu 

bergbaubedingten 
Stoffeinträgen

Auftraggeber: LBGR Brandenburg

Für LMBV: 
schon ergriffene Maßnahmen 

+ umfangreiche zusätzliche 
Maßnahmenvorschläge

Für LEAG: 
schon ergriffene Maßnahmen 

+ bis 2027 ausschließlich Studien, 
Gutachten, Monitoring

Verzögerungstaktik !?



  

Beispiel Eisenrückhalt: 
Dichtwand Lohsa (LMBV)

„Bezogen auf ihre de facto 
unbeschränkte Nut-

zungsdauer ist die Dichtwand 
eine ausgesprochen 

wirtschaftliche Maßnahme.“ 
(strateg. Hintergrundpapier, Leistungspaket 

3, S. 93)



  

Beispiel Eisenrückhalt: 
Tagebau Nochten (LEAG)

„Die LE-B führt Untersuchungen 
(…) durch.“

(strateg. Hintergrundpapier, Leistungspaket 
2, S. 171)

Untersuchung der LEAG
 „liegt dem

Oberbergamt nicht vor und kann 
deshalb nicht weitergegeben 

werden.“ 
(Antwort des sächs. Oberbergamtes auf 

Akteneinsichtsbegehren)

→ Notwendigkeit der Vollplanung 
bis Ende 2021 wird von den 

Bergbehörden ignoriert.



  

Zwangsläufige Folge:

Ohne Festlegung der 
Maßnahmen sind 

Tagebaufolgekosten gar nicht 
kalkulierbar.

Die bisherigen Rückstellungen 
enthalten nur bisher 

angeordnetes und ggf. freiwillig 
geplantes.

Die Grundlage für 
„Vorsorgevereinbarungen“ ist 

unvollständig!



  

3. Verdunstungsverluste als 
Ewigkeitslast 
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Verdunstung der Tagebauseen 
(hier: Komplexstudie zum Cottbuser Ostsee, 2014)

Was bleibt:



  

Geplante zusätzliche Seefläche in LEAG-
Tagebauen:

Tgb. Cottbus-Nord - Cottbuser Ostsee 1.880 ha
Tgb. Jänschwalde – Drei-Seen-Konzept    510 ha
Tgb. Welzow-Süd, Teilfeld I 1.950 ha
Tgb. Reichwalde 1.490 ha
Tgb. Nochten – Hermannsdorfer See    260 ha
Tgb. Nochten – geplanter Restsee 2.000 ha

Summe LEAG 8.090 ha



  

Randschlauch vs. Brückenkippe 
Hier: Cottbuser Ostsee

Foto: ideengruen.de



  



  

Stichprobe beim Tagebau 
Nochten:

offensichtlich sind auch bei gleicher 
Abbaufläche unterschiedlich große 

Seen möglich.



  

Stichprobe beim Tagebau 
Welzow:

größerer See trotz geringerem 
Massendefizit? Das kann nicht 

alternativlos sein!



  

Angesichts der riesigen Fläche 
bereits im Einzugsgebiet von
Spree und Schwarzer Elster 

entstandener Tagebauseen ist
jede weitere Erhöhung dieser 
Verdunstungsverluste auf das

absolut unvermeidbare Minimum 
zu beschränken. Dabei sind

auch Mehrkosten für den 
Tagebaubetreiber zumutbar und

verhältnismäßig.



  

4. Grundwassermodell ohne realistische 
Annahmen 
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Das Grundwassermodell der LEAG wird als Grundlage aller 
Rekultivierungsplanungen und Verträglichkeitsprüfungen 

benutzt. Hier Zitate aus einer Akteneinsicht zum 
Zielabweichungsverfahren Tagebau Jänschwalde:

„Für die Grundwasserneubildung (GWN) in der Prognose wird 
die mittlere GWN des Zeitraumes 1980 bis 2010 angesetzt.“ 

(IBGW 2021, S. 26)

„Insbesondere die hoch sensitiven Eingangsparameter 
Tagebauentwässerung und Grundwasserneubildung haben 

großen Einfluss auf die sich prognostisch einstellenden 
Grundwasserstände.“ (IBGW 2021, S. 15)

„Modellparameter und Randbedingungen wurden im Rahmen 
der Bearbeitung mit der LEAG abgestimmt.“ (IBGW 2021, S. 3)

Grundwasserprognose bis 2100/2150:
die LEAG hat den Klimawandel abbestellt



  

5. Forderungen 
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Verkleinerung von Tagebauen und Tagebauseen gegenüber 
„Revierkonzept 2021“

Dichtwände gegen nachbergbaulichen Eisenaustrag auch bei 
LEAG-Tagebauen

Realistisches Grundwassermodell: Überprüfung der Annahmen 
durch Fachbehörden, Szenarien zum Klimawandel 

(Grundwasserneubildung)

bedarfsgerechten Weiterbetrieb von Grundwasserhebungen zur 
Stützung der Spree / zum Eisenrückhalt untersuchen

keine Spreewasser-Überleitung zum Kraftwerk Jänschwalde 

Verursachergerechter Kostenanteil der LEAG am 
nachbergbaulichen Niedrigwassermanagement

Transparenz bei strategischen Entscheidungen statt 
Geheimbund „AG Flussgebietsbewirtschaftung“

Ausgewählte Forderungen
(nicht vollständig!)



  

Vielen Dank!

www.kein-tagebau.de 
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